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SoVD: Kurswechsel in der Rentenpolitik ist ein Schritt in die richtige Richtung

Riester-Faktor ausgesetzt – Renten steigen
„Auch die Rentnerinnen und

Rentner müssen am Aufschwung 
teilhaben“ – mit diesen Worten 
begründete Olaf Scholz, Bun-
desminister für Arbeit und So-
ziales, einen Beschluss der Bun-
desregierung vom 14. März, den 
sogenannten Riester-Faktor (siehe
gelber Kasten auf Seite 2) für zwei 
Jahre auszusetzen. In der Folge
sollen die rund 20 Millionen deut-
schen Rentner/-innen ab Juli 1,1
Prozent mehr Altersgeld erhalten.
Auch Bezieher von Arbeitslosen-
geld II und Grundsicherung im Al-
ter profitieren von dem Beschluss, 
da die Höhe der entsprechenden
Zahlungen an das Rentenniveau
gekoppelt ist.

Der Sozialverband Deutschland 
begrüßt den Kurswechsel der Bun-
desregierung in Sachen Renten-
anpassung. Der Verband hält aller-
dings weitere Schritte für nötig, um
den Kaufkraftverlust der Rentner/
-innen dauerhaft zu stoppen.

Die von der Bundesregierung ge-
plante Rentenerhöhung um 1,1 Pro-
zent wird nach den Worten von Olaf
Scholz von den Fraktionen der 
Großen Koalition und dem Bundes-
finanzminister Peer Steinbrück mit-
getragen. Der Weg für eine baldige 
Gesetzesänderung zur Aussetzung
des Riester-Faktors ist somit frei.

Da die Löhne trotz Aufschwung
auch 2007 nur mäßig gestiegen sind 
(+1,4 Prozent), wären die Renten laut
Formel im Jahr 2008 eigentlich nur
um 0,46Prozent erhöht worden. Dass
dies nicht hinzunehmen ist, war Olaf
Scholz offensichtlich bewusst: Nach 
der bescheidenen Rentenerhöhung 
von 0,54 Prozent im vergangenen 
Jahr wäre es „sehr schwer vermit-

telbar“ und „sozialpolitisch falsch“ 
gewesen, wenn die Rentner erneut
nur ein geringes Plus erhalten hät-
ten, äußerte sich der Minister.

Auswirkungen für Arbeitnehmer 
soll die Rentenerhöhung nicht ha-
ben. Laut Scholz soll der Beitrags-
satz von 19,9 Prozent bis 2014 sta-
bil bleiben. Er widerspricht damit
Behauptungen von Politikern der 
Oppositionsparteien und der Jungen 
Union, die Rentenerhöhung finde 
auf dem Rücken der Beitragszahler 
statt. SoVD-Präsident Adolf Bauer 
warnte in diesem Zusammenhang
davor, die Rentenerhöhung zum 

Generationenkonflikt hochzustili-
sieren. Jede Rentenerhöhung wirke
viel mehr auch für künftige Gene-
rationen. (Zum sogenannten Ge-
nerationenkonflikt nimmt SoVD-
Präsidiumsmitglied Sven Picker auf
Seite 2 dieser Ausgabe ausführlich
Stellung.)

1,1 Prozent mehr Rente – nach drei
Nullrunden und einer Erhöhung um
0,54 Prozent klingt der Wert ganz
ordentlich. In reale Zahlen über-rr
setzt, macht sich allerdings schnell 
Ernüchterung breit: Eine Monats-
rente von 1000 Euro erhöht sich um
11 Euro, bei 750 Euro sind es nur 

Anzeige

„Unverantwortliches
Handeln!“

Fortsetzung auf Seite 2

Die Bundesregierung hat eine Rentenerhöhung um 1,1 Prozent beschlossen. Die Entscheidung ist im Grundsatz
erfreulich, auch wenn das Ergebnis für viele Rentner/-innen bescheiden ausfällt.

Foto: Siewert / Picture Alliance

8,25 Euro. Für Empfänger von Ar-rr
beitslosengeld (ALG) II entspricht
die 1,1-prozentige Erhöhung einem 
bescheidenen Zuwachs in Höhe von 
nicht einmal 4 Euro.

Noch weiter relativiert sich die
Freude, wenn man die geplante Ren-
tensteigerung mit der aktuellen Infla-
tion gegenrechnet. Im Februar 2008
lagen die Preise um 2,8 Prozent über
denen von Februar 2007. Unter dem 
Strich haben Rentner/-innen also 
trotz Erhöhung der Altersgelder um
1,1 Prozent weniger Geld im Porte-
monnaie. Hinzukommt, dass die bei-

Bereits in
zwei Jahren
wird jeder
vierte Deut-
sche über 60
Jahre alt sein.
Gleichzeitig 
steigt die An-
zahl der pfle-
gebedürfti-
gen Menschen rasant an. Für den
pflegebedürftigen Menschen und
seine Angehörigen sind die Pfle-
geangebote zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt unübersichtlich. Der 
SoVD fordert daher seit Jahren
eine umfassende Transparenz in
der Pflege. Die Stellung des Men-
schen mit Pflegebedarf muss ge-
genüber den Pflegeeinrichtungen 
und den Anbietern von pflegeri-
schen Dienstleistungen gestärkt 
werden. Nur auf diese Weise ist
eine selbstbestimmte Auswahl 
der passenden Pflegeeinrichtung
möglich, und der Prozess um eine
Verbesserung der Pflegequalität 
wird vorangetrieben. Der Bun-
destag hat mit den Stimmen von 
Union und SPD die Pflegereform
beschlossen. Nach Auffassung
des SoVD ist es ein großer Fort-
schritt, dass Pflegeheime und
Pflegedienste ab 2011 jährlich 
und in der Regel unangemeldet
kontrolliert werden sollen. Auch
wenn es wünschenswert wäre, 
dass dies schneller umgesetzt 
wird, ist dies ein wichtiger Bei-
trag zur Sicherung einer qualita-
tiv guten und würdevollen Pfle-
ge. Der SoVD hat sich bereits seit
Jahren für jährliche und unange-
meldete Kontrollen eingesetzt.

Edda Schliepack,
Präsidiumsmitglied

Blickpunkt

Fünf Jahre Agenda 2010
SoVD fordert Kurswechsel

Fünf Jahre ist es her, dass der damalige Bundeskanzler 
Gerhard Schröder ( SPD) dem Land einen schmerzhaf-
ten Reformkurs verordnete. Mehr Eigenverantwortung 
der Bürger und weniger Sozialleistungen lautete die De-
vise. Bis heute spaltet die Agenda 2010 die Republik. 
Während die einen von einem „Meilenstein für den Wirt-
schaftsstandort Deutschland“ sprechen, mahnen die
anderen an, sie habe den sozialen Frieden zerstört. Wie 
sieht die Bilanz der Agenda 2010 für den SoVD aus? 

Präsident Adolf Bauer kritisiert, dass die Agenda 
2010 einen massiven Sozialabbau eingeleitet und die
Spaltung der Gesellschaft in Arm und Reich weiter
verschärft habe. Die Arbeitsmarktreformen hätten zu 
einem massiven Anstieg von Mini-Jobs und anderen 

prekären Arbeitsverhältnissen geführt. Immer mehr
Menschen würden für so geringe Löhne arbeiten, dass
sie ergänzend Arbeitslosengeld II beantragen müssten.
„Dumpinglöhnen auf Kosten der Allgemeinheit muss
ein Riegel vorgeschoben werden“, so Bauer. Der SoVD
fordert die Große Koalition auf, endlich Mindestlöh-
ne auf den Weg zu bringen. Die Arbeitslosigkeit ha-
be zwar aufgrund des konjunkturellen Aufschwungs
abgenommen, aber es gebe immer noch viel zu viele 
Langzeitarbeitslose. Gerade an den Langzeitarbeitslo-
sen sei der Aufschwung überwiegend vorbeigegangen.
Die Einführung von Hartz IV hat für viele Menschen 
den sozialen Abstieg gebracht. Der SoVD fordert daher
einen grundlegenden sozialpolitischen Kurswechsel.
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Anzeige

Die Bild-Zeitung hat in ihrer Be-
richterstattung unverantwortlich 
gehandelt, denn in der Ausgabe 
vom 11. März prangte auf 
der Titelseite in großen 
Buchstaben die Schlag-
zeile: „Die Alten beuten 
die Jungen aus!“ Im fol-
genden Artikel kommen 
sogenannte „Experten“ 
zu Wort, die den heutigen 
Rentnerinnen und Rent-
nern vorwerfen, sich auf 
Kosten der jüngeren Ge-
neration zu bereichern.
Für Sven Picker, Mitglied 
des SoVD-Präsidiums und 
Vorsitzender des Sozial-
politischen Ausschusses, 
stellt diese tendenziöse 
und unseriöse Form der 
Berichterstattung „ein un-
verantwortliches Handeln 
gegen die ältere Generati-
on dar, die geeignet ist, den 
sozialen Frieden zwischen 
den Generationen in unserem 
Land massiv zu gefährden.“
Vorwürfe, die heutigen Rentne-
rinnen und Rentner seien für die 
finanziellen Probleme der Renten-
kassen verantwortlich, bezeichnet 
Picker als schlichtweg unwahr: 
„Die Menschen haben ihr Le-
ben lang hart gearbeitet und ihre 
Beiträge bezahlt. Sie haben die-
ses Land wieder aufgebaut und 
zu dem wohlhabenden, sozialen 
und demokratischen Rechtsstaat 
gemacht, von dem gerade die-
jenigen am meisten profitieren, 
die sich jetzt in unverschämter Art 
und Weise als Kritiker gegen diese 
Generation aufspielen.“
Die Hauptschuld an der finanzi-
ellen Misere würden vielmehr die 
politischen Parteien tragen, die 
die Rentenkassen systematisch ge-
plündert hätten: „Seit mehr als 40 

„Unverantwortliches Handeln!“
Jahren greifen die Regierungen un-
geniert in die Sozialversicherungs-
kassen, um versicherungsfremde 

Leistungen zu finanzieren. Bestes 
Beispiel war die Aufnahme ostdeut-
scher Bürgerinnen und Bürger in die 
Sozialsysteme im Zuge der Wieder-
vereinigung. Sie wurde vollständig 
aus Beitragsmitteln statt aus Steuer-
geldern bezahlt!“
Der Artikel in der Bild-Zeitung ist 
aber nicht nur schlecht recherchiert 
und sachlich falsch, er ist auch ge-
fährlich, denn mit solchen Schlag-
zeilen in der größten deutschen Ta-
geszeitung wird das gesellschaftli-
che Klima in unserem Land weiter 
vergiftet: „In einer Zeit, in der die 
Schere zwischen Arm und Reich 
immer stärker auseinanderklafft 
und täglich mehr Menschen von Ar-
mut betroffen sind, auch noch einen 
Generationenkonflikt vom Zaun zu 
brechen, ist einfach nur noch verant-
wortungslos“, sagt Picker. Der SoVD 
werde dieses gefährliche Spiel nicht 

mitmachen, sondern energisch da-
gegenhalten: „Wir setzen auch in 
Zukunft auf die Solidarität zwi-

schen den Generationen. 
Wir treten dafür ein, dass 
die beitragszahlende Ge-
neration auch morgen und 
übermorgen eine Rente 
bekommt, von der sie im 
Alter leben kann.“
Und noch etwas zum 
Schluss: Wenn der 
selbsternannte Renten-
experte und „Papst der 
Neoliberalen“ Meinhard 
Miegel aus Bonn am Ende 
des besagten Artikels voller 
Erleichterung erklärt: „Die 
Politik hat in den letzten 
Jahren mit Reformen re-
agiert. Die Kaufkraft der 
Rentner sinkt zügig“, ist 
das an Zynismus wohl nicht 
mehr zu überbieten. Solche 
Aussagen sind nichts ande-
res als ein Plädoyer für eine 

neue Altersarmut. Der SoVD wird 
mit aller Kraft gegen eine derartige 
Entwicklung kämpfen.
Sven Picker: „Alle, die die Rent-
nerinnen und Rentner um den ver-
dienten Lohn ihrer Lebensleistung 
bringen wollen, müssen mit unse-
rem erbitterten Widerstand rech-
nen. Wir setzen uns dafür ein, dass 
sowohl die heutige wie auch die 
kommenden Rentnergenerationen 
eine ausreichende und verlässliche 
Altersversorgung erhält. Es ist an 
der Zeit, dass die Politik Zeichen 
setzt: Die Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages sollten end-
lich Mitglieder in der Deutschen 
Rentenversicherung werden! Das 
schafft Vertrauen, da die Abge-
ordneten als Volksvertreter dann 
endlich auch von dem betroffen 
sind, was sie in der Rentenpolitik 
entscheiden.“ Guido Bauer

Sven Picker, Mitglied des SoVD-Präsidiums nimmt Stellung zu dem
Artikel „Die Alten beuten die Jungen aus“ (Bild-Zeitung vom 11. März 2008)

SoVD-Präsidiumsmitglied Sven Picker

Riester-Faktor ausgesetzt – 
Renten steigen

Krankenversicherte werden 
steuerlich bessergestellt 

den ausgesetzten Stufen in den Jah-
ren 2012 und 2013 nachgeholt werden 
sollen. D. h. die jetzige Aussetzung 
des Riester-Faktors wird sich später 
rentenmindernd auswirken.

Stellvertretend für den Sozialver-
band Deutschland begrüßte Präsi-
dent Adolf Bauer die Aussetzung des 
Riester-Faktors. Gleichzeitig gab 
Bauer zu bedenken, dass es nicht 
ausreicht, den Riester-Faktor für 
zwei Jahre auszusetzen. Die Rentne-
rinnen und Rentner bräuchten viel-
mehr eine langfristige Perspektive. 

Der SoVD fordert daher, dass die 
Rentenanpassungsformel verändert 

Eine Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichtes stellt Steuer-
zahlern eine Entlastung in Aussicht: 
Bisher für Leistungen zur privaten 
Pflege- und Krankenversicherung 
gewährte Freibeträge sind nach 
Meinung der Richter zu niedrig – 
entsprechende Grenzen im Steuer-
gesetz seien verfassungswidrig.

Dem Beschluss lag die Klage ei-
nes Rechtsanwaltes zugrunde, dem 
vom Finanzamt nur etwa ein Drit-
tel der von ihm geltend gemachten 
Gesundheitsausgaben anerkannt 
wurde. Nachdem auch der Bun-
desfinanzhof eine steuerliche Be-
s c h r ä n k u n g 
für nicht ver-
f a s s u n g s g e -
mäß hielt, lan-
dete der Fall 
beim Bundes-
verfassungs-
gericht. Dieses 
entschied nun, 
dass auch Bei-
träge zur priva-
ten Kranken- 
und Pflegever-
sicherung dem 
Prinzip des 
Existenzmini-
mums unter-

wird und eine lohnorientierte Ren-
tenanpassung mit Inflationsschutz 
erfolgt.

Der SoVD-Vorschlag zur Einfüh-
rung einer Inflationsschutz-Klausel 
würde bedeuten: Falls die Lohnent-
wicklung höher ausfällt als die Infla-
tionsrate muss die Rentenanpassung 
mindestens in Höhe der Inflations-
rate ausfallen. Wenn die Lohnent-
wicklung unterhalb der Inflations-
rate liegt, müssen die Renten zumin-
dest in Höhe der Lohnentwicklung 
angepasst werden. Für 2008 würde 
dies zu einer Rentenanpassung von 
voraussichtlich 1,4 Prozent führen.

liegen. Entsprechende Ausgaben 
seien gleich zu behandeln mit Auf-
wendungen für Nahrung, Wohnung 
und Heizung. Da auch Sozialhil-
feempfänger einen Anspruch auf 
Kranken- und Pflegeversicherung 
hätten, müsse der Gesetzgeber bei 
allen Steuerzahlern einen „sozial-
hilfegleichen Lebensstandard“ be-
rücksichtigen.

Auch gesetzlich Versicherte dür-
fen bis zu einer existenznotwendi-
gen Höhe mit Entlastung rechnen. 
Dem Gesetzgeber bleibt zur Festle-
gung dieser Summe allerdings noch 
eine Frist bis 2010.

Fortsetzung von Seite 1Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes

Bei der Berechnung von Rentenanpassungen spielen Dämpfungsfak-
toren in der Rentenformel eine wichtige Rolle. Sie sorgen seit den jüngs-
ten Rentenreformen dafür, dass die Lohnentwicklung des Vorjahres 
nicht mehr wie früher vollständig an die Rentner weitergegeben wird 
oder dass Rentenerhöhungen sogar ganz ausfallen.

Ein Dämpfungselement ist der sogenannte Riester-Faktor. Ihn gibt es 
seit 2003. Er mindert Rentenerhöhungen um jeweils 0,6 Prozentpunkte. 
Der Riester-Abschlag wurde von der damaligen rot-grünen Bundesre-
gierung mit dem Hinweis auf die einkommensmindernden Beiträge der 
Beschäftigten zur Riester-Rente in die Rentenformel eingebaut. dpa

Hintergrund

Riester-Faktor

Wieder freie Fahrt
für Rollstuhlfahrer

Die Bemühungen des Sozialver-
band Deutschland um die Beförde-
rung von Rollstuhlfahrern in Bussen 
des öffentlichen Nahverkehrs zei-
gen Wirkung: Zum 18. März  wurde 
im Rahmen einer Verlautbarung im 
Verkehrsblatt, die der SoVD-Re-
daktion vorliegt, klargestellt, dass 
Rollstuhlfahrer, für die kein nach 
der sogenannten EU-Busrichtlinie 
2001/85 EG gesicherter Stellplatz 
mehr frei ist, die schon immer üb-
lichen Plätze in Bussen benutzen 
dürfen. Noch im Sommer 2008 soll 
Paragraph 34 
der Straßen-
verkehrszulas-
sungsordnung 
(StVZO) geän-
dert werden. 
Das heißt: Ab 
sofort können in 
aller Regel wie-
der zwei Roll-
stuhlfahrer pro 
Bus befördert 
werden.

Wie in der 
SoVD-Zeitung 
vom März be-
richtet, hatten 
sich nach einer 
Titelgeschichte 
in der SoVD-Zei-
tung vom Januar 
dieses Jahres und 
eines nachfol-
genden Berichtes 
im Politmagazin 
„Westpol“ (ei-
ne Sendung des 
Westdeutschen 
R u n d f u n k s ) 
zahlreiche Po-
litiker zu Wort 
gemeldet. Auch 
die Beauftragte 
der Bundesre-
gierung für die 
Belange behin-

derter Menschen hatte sich engagiert 
für eine Lösung im Sinne der Betrof-
fenen stark gemacht.

Der SoVD begrüßt die jüngste 
Klarstellung und die geplante Än-
derung der Straßenverkehrszulas-
sungsordnung nachdrücklich. 
Gleichzeitig fordert der Verband 
Busunternehmen und Kommu-
nen auf, bei der Neubeschaf-
fung von Bussen darauf zu ach-
ten, dass Modelle mit mehr als 
einem Pflichtplatz angeschafft 
werden.

Beförderung von Rollstuhlfahrern in Linienbussen

Zwei Rollstuhlfahrer pro Bus – eine Klarstellung im 
Verkehrsblatt und eine Änderung der StVZO sollen si-
cherstellen, dass dies deutschlandweit möglich ist.

Foto: üstra

Zur Kasse gebeten: Ausgaben für die Gesundheit müssen 
vom Finanzamt stärker berücksichtigt werden.

Foto: Pfeiffer / dpa
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SoVD-Kampagne Gut tun – tut gut
„Gut tun macht Schule“

Mitte März erklärte Bundespräsident Horst Köhler: „Zur Bildung der
Persönlichkeit von Kindern ist es wichtig, soziales Engagement zu stärken.“
Die alleinige Vermittlung von Wissen in den Schulen reiche nicht aus. Somit
trifft der SoVD mit der Aktion „Gut tun macht Schule“ genau den Nerv der
Zeit. Nach Ostern fiel der Startschuss für „Gut tun macht Schule“. Eine 
Schule in Schleswig-Holstein wird den Auftakt machen. Was geschah, und
wie die Aktion bei Schülern, Lehrern und Senioren angekommen ist, wird
in der kommenden Ausgabe der SoVD-Zeitung berichtet.

Jeder kann mitmachen und dazu beitragen, dass „Gut tun macht Schule“ 
ein Erfolg wird! Mit der generationenübergreifenden Aktion wollen wir den
Gedanken von Gut tun – tut gut in die Schulen tragen und Schülerinnen und 
Schülern zeigen, dass soziales Engagement eine Bereicherung für das eigene
Leben ist. Dazu werden Schülerinnen und Schüler sowie Lehrerinnen und
Lehrer angeregt und unterstützt, sich für ältere Menschen zu engagieren.
Zugleich werden ältere Menschen ermutigt, Schülern und Schülerinnen zu
helfen – nach dem Motto „Jung hilft Alt und Alt hilft Jung“. 

Wie können sich SoVD-Mitglieder bei „Gut tun macht Schule“ engagie-
ren? Dazu gibt es verschiedene Möglichkeiten. Z.B. können SoVD-Mitglie-
der auf Schulen zugehen und diesen die vielfältigen Möglichkeiten sozialen
Engagements aufzeigen: Schüler und Schülerinnen können in einem Senio-
renheim einen Bastelnachmittag unterstützen, dort mit der Theatergruppe,
dem Schulchor oder der Big Band auftreten oder Bilder des Kunstleistungs-
kurses ausstellen. SoVD-Mitglieder können zum Beispiel Hilfe und Unter-rr
stützung bei Schulaktivitäten oder bei der Hausaufgabenbetreuung geben.
Möglich ist auch, dass SoVD-Mitglieder als Zeitzeugen in Schulen gehen
und dort den Schülern und Schülerinnen von der Vergangenheit erzählen.

SoVD-Mitglieder, die sich an der Aktion „Gut tun macht Schule“ betei-
ligen möchten, können beim Kampagnenteam Materialien zur Umsetzung
anfordern. Folgende Materialien sind erhältlich: Hintergrundinformatio-
nen zu „Gut tun macht Schule“, Musterbriefe zur Ansprache der Schulen
und Einrichtungen sowie eine Checkliste, die Tipps zur Umsetzung gibt. 

Kampagnen-Botschafter, Kreis- oder Ortsverbände können Kontakt zwi-
schen Schulen und Altersheimen vermitteln und die Projekte begleiten. Die
SoVD-Zeitung wird über die entstandenen Projekte berichten. Wir freuen
uns, wenn Sie Ihre Fotos und Berichte an das Kampagnenteam schicken
(Adresse: SoVD-Bundesgeschäftsstelle, Kampagnenteam, Stralauer Stra-
ße 63, 10179 Berlin). Nähere Auskünfte und Informationen erhalten Sie 
auch an unserer Kampagnenhotline bei Bettina Keller unter Tel.: 030/72 62 
22-199, dienstags bis donnerstags von 11 bis 15 Uhr, oder per E-Mail unter
kampagne@sovd.de. Herzlichst Ihr Kampagnenteam

Brigitte Thomas (65) ist Bot-
schafterin der Bezirksarbeitsge-
meinschaft (BZA) Hannover im 
Landesverband Niedersachsen. 
Sie ist seit 1993 Mitglied im SoVD
und übernahm bereits zwei Jahre 
später den Vorsitz des Ortsverban-
des Sehnde. Seit 2006 ist sie auch
Vorsitzende des Kreisverbandes
Burgdorf und seit 2007
Beisitzerin im Lan-
desvorstand des SoVD 
Niedersachsen. Brigit-
te Thomas ist gelernte 
Hutmacherin und hat 
als Fachverkäuferin 
in Hutgeschäften ge-
arbeitet. Auch für die
Kampagne Gut tun – 
tut gut hat sich Brigit-
te Thomas von Anfang 
an als Botschafterin
engagiert und vie-
le Ideen entwickelt:
Die Hobbyfotografin
hat einem Senioren-
heim in Sehnde eine
Dauerausstellung mit
Fotos der Stadt geschenkt. Die
Stuhlgymnastik-Gruppe, die sie
ins Leben gerufen hat, ist bis auf 
den letzten Platz ausgebucht. 31
Teilnehmerinnen treffen sich zwei
Mal im Monat, um sich fit zu hal-
ten. Die Gutschein-Aktion „10000
gute Taten für Deutschland“ nutzte
Brigitte Thomas, um viele Promi-
nente anzusprechen. Ob Bata Illic 
oder Mary Roos, alle hatten ein of-
fenes Ohr für sie und zeigten sich 
beeindruckt von den vielen guten
Taten der SoVD-Mitglieder. Da-
runter auch der Oberbürgermeis-
ter von Hannover, Stefan Weil, und
Bundesministerin Ursula von der 
Leyen, der sie die Kampagne bei

einem Termin in Sehnde vorstellte 
(die SoVD-Zeitung berichtete). Das 
lokale Anzeigenblatt „Neue Woche“
berichtete darüber Anfang März so-
gar mit einer Titelgeschichte. Dass 
Brigitte Thomas einen solchen „Voll-
treffer“ in der Pressearbeit landete, ist
kein Zufall. Acht Jahre lang war sie
als ehrenamtliche Referentin für Öf-

fentlichkeitsarbeit beim 
Kreisschützenverband
Burgdorf tätig, eine Er-rr
fahrung, die sie jetzt für 
die Kampagne Gut tun – 
tut gut nutzt. Im Schüt-
zenverein ist sie immer
noch als zweite Damen-
leiterin tätig und nimmt 
auch an Wettkämpfen 
teil. Sie war schon fünf 
Mal Schützenkönigin 
ihres Vereins und 1998
sogar „Stadtkönigin“
von Sehnde, also die
beste Schützin der
Stadt. Sehr wichtig ist
Brigitte Thomas, viele
SoVD-Mitglieder in die 

ehrenamtlichen Aktivitäten einzu-
binden. In ihrem Ortsverband werden
alte und kranke Mitglieder besucht. 
Wer nicht mehr an den gemeinsamen 
Aktivitäten teilnehmen kann, wird 
von Zeit zu Zeit angerufen oder erhält
von Ausflügen eine Postkarte – eine
Kleinigkeit, die viel Freude bereitet.
„Schön, dass ihr an uns denkt!“ hört 
sie oft. Mitglieder aus der BZA Han-
nover oder Nichtmitglieder aus dem 
Großraum Hannover, die sich für die
Kampagne interessieren, können sich
an Brigitte Thomas wenden. Sie ist
zu erreichen über die SoVD-Landes-
geschäftsstelle, Herschelstraße 31,
30159 Hannover, oder per E-Mail:
brigitte.thomas1@gmx.de.

Gut tun – tut gut 
den Menschen nahe bringen

Brigitte Thomas, Bot-
schafterin der Bezirks-
arbeitsgemeinschaft
Hannover, Landesver-
band Niedersachsen

SoVD-Mitglied ist „Mann des Jahres 2007“

Ob mit oder ohne Fahrrad: Karl-Heinz Eisenhauer und sein blinder
Nachbar Günther Bohlken sind ein starkes Team.

Am 4. und 5. März fand das Bot-
schaftertreffen im Erholungszentrum 
Brilon im Sauerland statt, an dem 17 
Botschafterinnen und Botschafter 
aus allen Teilen Deutschlands teil-
nahmen.

Erstmals war mit Christine Bach-
meier auch der Landesverband Bay-
ern und mit Klaus Stransky der Lan-
desverband Bremen vertreten. Zum
ersten Mal dabei war  auch die neu
ernannte Botschafterin des Landes-
verbandes Nordrhein-Westfalen, Ga-
briele Helbig, die zugleich Landes-
vorsitzende der integ-Jugend ist. Im 
Mittelpunkt der Tagung standen die 
für 2008 geplanten Aktivitäten, vor
allem die zwei großen Mitmach-Ak-
tionen „Gut tun macht Schule“ und
die Postkarten-Aktion zur  Woche des 
bürgerschaftlichen Engagements im 
September. Die Botschafter gaben
viele Anregungen zu den geplanten 
Aktionen und bereiteten die Umset-

zung vor. Der schleswig-holsteinische
Botschafter Lothar Dufke hat bereits

Kontakte geknüpft, um in Heide 
ein Pilotprojekt zu „Gut tun macht
Schule“ zu starten. Jeder Botschaf-
ter berichtete über die Aktivitäten
in seinem Bundesland.

Die Botschaftertagung diente 
auch dem Erfahrungsaustausch
über die vielfältigen Aktivitäten 
und Ideen der Landes-, Kreis- und
Ortsverbände. Dank des großen
Engagements der Botschafter und
der regen Beteiligung der SoVD-
Mitglieder können wir auch 2008
viel bewegen. Denn: Gut tun – tut
gut!

Die Botschafterinnen und Bot-
schafter stehen für Fragen rund 
um die Kampagne jederzeit zur
Verfügung.

Botschaftertagung in Brilon

Die Kampagnen-Botschafterinnen und -Botschafter während ihrer
Beratungen im Erholungszentrum in Brilon.

Karl-Heinz Eisenhauer, Mitglied im
SoVD-Kreisverband Wilhelmshaven, 
wurde für sein großes ehrenamtliches 
Engagement ausgezeichnet. Gemein-
sam mit Heidi Weckmann, die einen 
Jungen in ihre Familie aufgenom-
men hat, wurde er zum „Mensch des 
Jahres 2007“ gekürt. Die Teilnehmer 
an dieser Aktion der Wilhelmshave-
ner Zeitung und der Sparkasse Wil-
helmshaven entschieden sich unter 20
Kandidaten mit großer Mehrheit für 
die beiden Sieger. Karl-Heinz Eisen-
hauer kümmert sich seit fast fünf Jah-
ren Tag für Tag um seinen 45-jährigen
Nachbarn Günther Bohlken. Der war 
durch einen Unfall erblindet und ist 
seitdem auf Hilfe angewiesen. Da 
Bohlkens Ehefrau selbst behindert 
ist, hilft Karl-Heinz Eisenhauer, wo
er kann. Mit viel Einsatz und ausge-
fallenen Methoden, wie einem eigens 
für diese Zwecke angeschafften Tan-

dem, ermöglicht er Günther Bohlken
somit, an den Aktivitäten des SoVD

sowie am öffentlichen Leben teil-
zunehmen.

Mit einer Vorlesestunde erfreute
Frank Baranowski, Oberbürger-rr
meister von Gelsenkirchen, die 
kleinen Patienten der städtischen
Kinderklinik. Im Rahmen der
Kampagne Gut tun – tut gut hat er
den Kindern spannende Geschich-
ten vorgelesen, denen die kleinen 
Zuhörer gebannt lauschten. Be-
sonders toll fanden die Mädchen
und Jungen, dass die Bücher, aus
denen der Oberbürgermeister 
vorlas, anschließend der Leseba-
zille – so wird die Bibliothek der 
Kinderklinik genannt – geschenkt
wurden. So können die Kinder je-
derzeit darin stöbern und manche
Geschichte, die ihnen besonders
gut gefallen hat, erneut lesen.

Vorlesestunde mit dem Gelsenkirchener 
Oberbürgermeister Frank Baranowski

Der Gelsenkirchener Oberbürgermeister Frank Baranowski las in einer 
Kinder- und Jugendklinik vor.

Foto: Heinrich Jung

Auch in diesem Jahr können wir
uns über die Unterstützung von
Prof. Dr. Gesine Schwan freuen. Da 
ihr die Kampagne persönlich am 
Herzen liegt, hat sie sich dazu bereit 
erklärt, die Schirmherrschaft wei-
terhin zu übernehmen. Zum Beispiel 
wird sie auch dieses Jahr die Verlei-
hung des Gut tun – tut gut-Preises 
übernehmen. Wir freuen uns sehr, 
Gesine Schwan als alte und neue
Schirmherrin begrüßen zu dürfen.

Gesine Schwan unterstützt 
weiterhin Gut tun – tut gut
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Mitglieder werben Mitglieder – 
ein mitgliederstarker Sozialverband erreicht mehr!

Beitrittserklärung
(Bitte in Blockschrift ausfüllen, Zutreffendes ankreuzen und per Post 

senden an: Sozialverband Deutschland e.V., Bundesverband,
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin)

Senden Sie mir die Mitgliederzeitung zu, durch:

Monatsbeitrag:

Der Mitgliedsbeitrag ist steuerlich absetzbar.

Einzugsermächtigung:
Ich erkläre mich damit einverstanden, dass der Sozialverband Deutsch-
land die laufenden Beiträge an dem jeweiligen Fälligkeitstermin zu
Lasten meines Kontos bis auf Widerruf abbucht.

g j gg j g

Abruf:

Name

Straße

Telefon

Geburtsdatum

SoVD Ortsverband

Vorname

PLZ

Ort

E-Mail

Eintritt in den SoVD am

Ortsverband Postversand

Einzelbeitrag 5,00 Euro Partnerbeitrag 7,15 Euro

Familienbeitrag 9,00 Euro

1/4-jährlich 1/2-jährlich

jährlich

KontoinhaberIn

BLZ

ab

Konto

Geldinstitut

Der Sozialverband Deutschland hat für seine Mitglieder einen Grup-
penversicherungsvertrag abgeschlossen. Um die Vergünstigung des
Guppenversicherungsvertrages zu erhalten, bin ich damit einverstan-
den, dass hierfür mein Name, mein Geburtsjahr und die Anschrift an

pp g gg g

den Versicherer weitergegeben werden.
nein ja

Ich bin einverstanden, dass mein Name, Geburts- und Eintrittsdatum in 
Publikationen des SoVD aus Anlass meines Geburtstages und der
Dauer meiner Mitgliedschaft veröffentlicht werden.

nein ja

Ort, Datum

Unterschrift

Die Kündigung der Mitgliedschaft ist nur mit einer Frist von drei Monaten zum
Schluss eines Kalenderjahres möglich.

Geworben durch:

Name

Straße

PLZ, Ort

SoVD Ortsverband

Bitte ausfüllen bei Partner- oder
Familienbeitrag:

1 Name und Geburtsdatum

2 Name und Geburtsdatum

3 Name und Geburtsdatum

4 Name und Geburtsdatum

Unterschrift (Bei einer Partnermitgliedschaft Unterschrift des Partners)

Jeder kennt einen, der zu uns gehört!
Walter Link (2. von li.) und Dr. Guido Klumpp (re.) von der Bundesar-
beitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen (BAGSO) trafen SoVD-
Präsident Adolf Bauer und SoVD-Frauensprecherin Edda Schliepack in
Berlin.

Austausch mit BAGSO-Vertretern
Zu Gast in der Bundesgeschäftsstelle

Am 11. März trafen sich SoVD-Präsident Adolf Bauer und Bundesfrauensprecherin Edda Schliepack mit Walter 
Link, Vorsitzender der Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen (BAGSO), und Dr. Guido Klumpp, 
BAGSO-Geschäftsführer. Zweck des Treffens in der SoVD-Bundesgeschäftsstelle war ein Gespräch über Mög-
lichkeiten konstruktiver Zusammenarbeit.

Die BAGSO ist eine Dachorgani-
sation von Verbänden und Organisa-
tionen vorwiegend älterer Menschen.
Sie richtet alle drei Jahre den Deut-
schen Seniorentag aus. Der SoVD ist
selbst Mitglied bei der BAGSO und
arbeitet in zwei Fachkommissionen
zur Seniorenpolitik und Gesundheit
und Pflege mit.

In dem Gespräch wurden Formen
einer engeren Zusammenarbeit an-
gesprochen, insbesondere gemein-
same Kampagnen auf bestimmten 
Gebieten und ein gegenseitiger 
Austausch in den jeweiligen Publi-
kationen. 

Im kommenden Jahr wird sich
der Sozialverband Deutschland ge-
meinsam mit der Volkssolidarität 
mit einem eigenen Forum am Deut-
schen Seniorentag im Juni in Leip-
zig beteiligen.

Es ist ein großer Erfolg für den
SoVD, dass mit der Pflegereform 
erstmals ein Rechtsanspruch für eine
Pflegezeit geschaffen wird. Die Pfle-
gezeit geht maßgeblich auf einen vom 
SoVD im Juni 2006 
vorgelegten Gesetz-
entwurf zurück. Die 
Pflegezeit schafft für 
Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer
erstmals die Möglich-
keit, sich für die Pflege
von Angehörigen für
bis zu sechs Monate
von der Arbeit frei-
stellen zu lassen. Dies
ist ein wichtiger Bei-
trag zur Vereinbarkeit
von Pflege und Beruf
und zur Stärkung der
häuslichen Pflege.

Der SoVD hat sich 
für eine bessere Be-
ratung der Pflegebedürftigen und 
seiner Angehörigen eingesetzt. Nach
Auffassung des Verbandes ist es sehr
bedauerlich, dass sich die Große Ko-
alition nicht auf ein bundesweit flä-
chendeckendes Netz von Beratungs-
stellen verständigen konnte und
hierfür weniger Geld als geplant zur
Verfügung steht. Der SoVD fordert 
die Länder auf, zügig unabhängige 
Beratungsstellen einzurichten.

Was die Ausgestaltung der Pflege-
stützpunkte angeht, fordert der SoVD 
nach wie vor, dass die Beratung unbe-
dingt unabhängig von Kostenträgern
und Leistungserbringern erfolgen 
muss. Die Unabhängigkeit der Pfle-
geberatung ist das Entscheidende,
damit der Pflegeberater einzig und 
allein das Wohl des Pflegebedürftigen
im Blick hat.

Mit der Pflegereform wird auch ei-
ne ergänzende Regelung zur Gesund-
heitsreform verabschiedet, die die 
ärztliche Schweigepflicht aushöhlt.
Nach dem neuen § 294a SGB V müs-
sen Ärzte künftig den Krankenkassen
Mitteilung machen, wenn es bei Pati-
enten aufgrund einer Schönheitsope-
ration, einer Tätowierung oder eines

Pflegereform verabschiedet

Großer Erfolg des SoVD:
Erstmals Anspruch auf Pflegezeit

Piercings zu Folgebehandlungen 
kommt. Die Patienten müssen dann 
die Kosten zum Teil selbst tragen. Der 
SoVD lehnt diese Regelung nach wie
vor entschieden ab, da durch sie das

Vertrauensverhältnis zwischen Arzt 
und Patient schwer beschädigt wird.

Darüber hinaus sieht die Pflege-
reform ab dem 1. Juli 2008 folgende 
Veränderungen vor:

Der Beitrag steigt um 0,25 Punkg -
te auf 1,95 Prozent, auf 2,2 Prozent
für Kinderlose. Dies soll bis 2015 rei-
chen.

Die Leistungen werden in Schritn -
ten 2008, 2010 und 2012 angehoben.
Beträge für ambulante Sachleistun-
gen sollen in Pflegestufe eins von 384
auf 450 Euro steigen, in Pflegestufe 
zwei von 921 auf 1100 Euro und in
Pflegestufe drei von 1432 auf 1550
Euro im Monat. Pflegegeld soll auf
bis zu 700 Euro in Stufe drei erhöht
werden, die Leistung bei stationärer
Versorgung auf bis zu 1918 Euro für 
Härtefälle. Die stationären Sachleis-
tungsbeträge der Stufen eins und
zwei bleiben unverändert. Von 2015 
an werden die Leistungen  nach heu-
tiger Beschlusslage alle drei Jahre an 
die Preisentwicklung angepasst.

Menschen, die einen besonderen
Bedarf an allgemeiner Beaufsich-
tigung haben, z.B. altersverwirrte 
Menschen, erhalten bei Betreuung

zu Hause erstmals auch Leistungen, 
wenn ihnen bisher keine Pflegestufe 
zugesprochen wurde, nämlich von
460 Euro bis zu 2400 Euro jährlich.

Heime sollen für insgesamt 200 
Millionen Euro zu-
sätzliche Betreuer 
einstellen können, um 
die Versorgung von
Demenzkranken zu
verbessern. Statt der 
dreijährigen Ausbil-
dung zum Pfleger soll 
eine geringere Quali-
fikation ausreichen.

Gegen die Miss-
stände, die rund zehn 
Prozent der Pflegebe-
dürftigen treffen, soll
es jährlich Kontrollen 
in den Heimen geben – 
und zwar meist unan-
gemeldet (siehe Blick-
punkt S. 1). Qualitäts-

berichte werden veröffentlicht. Den 
Standard eines Heims sollen ähnlich 
wie bei Hotels Sterne anzeigen.

Neben dem Anspruch auf bis zu 
sechs Monate Pflegezeit wird Be-
schäftigten ein Anspruch auf unbe-
zahlte kurzzeitige Freistellung an bis 
zu zehn Arbeitstagen eingeräumt, 
wenn sie akut die Pflege eines An-
gehörigen organisieren müssen. Der
SoVD hatte für diese Zeit eine fi-
nanzielle Absicherung der Pflegen-
den gefordert und hält es weiterhin
für notwendig, dass ein sogenanntes 
Pflegeunterstützungsgeld (ähnlich 
wie Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall) gezahlt wird.

Für bessere ärztliche Versorgung
in Heimen sollen diese künftig einen 
Heimarzt einstellen können, wenn 
die Kooperation mit niedergelas-
senen Ärzten außerhalb des Heims
nicht reicht.

Wenn Menschen im Alter in Wohn- 
oder Hausgemeinschaften wohnen
wollen, können sie Betreuungsleis-
tungen gemeinsam in Anspruch neh-
men. Dies soll bei den ambulanten 
Pflegekräften Zeit sparen und die 
Betreuung verbessern.

Die Pflegereform ist am 14. März von der Mehrheit der Großen Koalition im Bundestag verabschiedet 
worden und wird damit zum 1. Juli 2008 in Kraft treten. Sie bringt, so SoVD-Präsident Adolf Bauer, „für die
Pflegebedürftigen eine Reihe von Verbesserungen, sie löst aber viele Probleme nur unzureichend“.

Foto: Schlemmer

384
450

921
1100

1432
1550

derzeitd

ab 2009a

Grafik: Rose / SoVD



Seite 5SOZIALPOLITIK / AUS DEM VERBANDNr. 4 / April 2008

sein. Es ist auch sicherzustellen, dass 
ein angemessenes Angebot an Ge-
meinschafts- und Therapieräumen 
tatsächlich zur Verfügung gestellt 
wird. Diese Räume müssen auch in 
den Abendstunden und an Sonn- 
und Feiertagen zugänglich sein. Zur 
Sicherung der Persönlichkeitsrechte 

der Bewohner/-innen sind generell 
Einzelzimmer mit kompletter Nass-
zelle zur Verfügung zu stellen.

Qualität der pflegerischen und 
ärztlichen Versorgung

Die Kriterien einer angemessenen 
pflegerischen und sozialen Betreuung 
in Pflegeheimen müssen dringend 
unter besonderer Berücksichtigung 
der Bedürfnisse der pflegebedürf-
tigen Menschen und nicht nur aus 

Leben, z.B. am Heimgeschehen, ist 
besonders für an Demenz erkrankte 
Menschen zu fördern. Außerdem sol-
len die Leistungen und das Preisge-
füge von Pflegeheimen transparenter 
gestaltet werden.

Mitwirkung und Mitbestimmung
Nicht zuletzt weil Heimbewohner/

-innen mit ihren Leistungen aus der 
Pflegeversicherung und aus dem 
eigenen Kapital den Heimaufent-
halt ganz bzw. teilweise finanzieren, 
muss ihnen ein Mitbestimmungs-
recht eingeräumt werden, das sie 
persönlich oder ihre Vertreter/-in-
nen wahrnehmen. Heimbewohner/-
innen sind als Kunden/-innen der 
Pflegeheime, nicht als Almosen-
empfänger/-innen anzusehen. Gera-
de Selbstzahlern muss die Teilnahme 
an Pflegesatzverhandlungen ermög-
licht werden. Die Position des Heim-
beirats bedarf der Stärkung und 
der Einbeziehung externer Mitglie-
der (Angehörige, Betreuer/-innen, 
Heimfürsprecher/-innen).

Wohn- und bauliche
Mindestvoraussetzungen

Die Räume müssen barrierefrei 

Gestalten statt verwalten –
ein Plädoyer für mehr Pflegequalität

Mit der am 1. September 2006 in Kraft getretenen Föderalismusreform wurde die Heimgesetzgebung in die 
Zuständigkeit der Länder überführt. Abgesehen von der Gefahr, dass das Bundesheimgesetz als Meilenstein 
in der Ausgestaltung des Schutzes für Heimbewohner/-innen ausgehöhlt wird, birgt diese Neuregelung aber 
auch die Chance, ein Landesheimgesetz als ein modernes, den Bedürfnissen der Bewohnerinnen und Bewohner 
gerecht werdendes Schutzgesetz zu gestalten.

In einem Landesheimgesetz soll-
ten die Bedürfnisse der hilfe- und 
pflegebedürftigen Bewohner/-innen 
von Pflegeheimen, vollstationären 
Einrichtungen der Behindertenhilfe 
sowie der Gäste von Tagespflegeein-
richtungen ausreichend Berücksich-
tigung finden. Folgende Eckpunkte 
müssten bei der Entwicklung eines 
Landesheimgesetzes dringend Be-
achtung finden:

Zweck eines Länderheimgesetzes
Gemäß Artikel 1 des Grundgeset-

zes muss der Schutz und die Würde 
der in vollstationären Einrichtungen 
betreuten Menschen gesichert sowie 
die Selbstbestimmung und Selbst-
ständigkeit der Betroffenen gefördert 
werden.

Verbraucherschutz
Da Heimbewohner/-innen sich 

wegen ihrer körperlichen und/oder 
geistigen Funktionseinschränkungen 
nicht mehr „marktgerecht“ verhal-
ten können (z.B. durch Umzug oder 
‚Konsumverzicht‘, d.h. Verzicht auf 
Pflege), muss der Verbraucherschutz 
bei der Ausgestaltung des Gesetzes 
im Vordergrund stehen. Dafür ist die 
Festlegung einer Mindestqualität bei 
der pflegerischen, psychosozialen 
und hauswirtschaftlichen Betreuung 
dringend angezeigt.

Die Teilhabe am gesellschaftlichen 

Von Inge Jefimov,
Mitglied im Ausschuss

für Frauenpolitik
des SoVD-Bundesverbandes

Frauen im
SoVD

Das Thema

der Sicht pflegewissenschaftlicher 
Erkenntnisse definiert werden. Die 
Einhaltung derselben muss in re-
gelmäßigen (jährlichen) Abständen 
durch unabhängige Institutionen 
(z.B. TÜV) mit Vergabe von Zertifika-
ten überprüft werden. Die Qualitäts-
prüfungen durch die Heimaufsicht 
und den Medizinischen Dienst der 
Krankenversicherung (MDK) müssen 
intensiviert und die Berichte veröf-
fentlicht werden. Die Pflegequalität 
darf aber nicht nur auf dem derzei-
tigen Niveau festgeschrieben, son-
dern muss kontinuierlich verbessert 
werden. Dabei sollten insbesondere 
die palliativpflegerische Versorgung 
und die Sterbebegleitung vermehrt 
Berücksichtigung finden.

Qualitative und quantitative
Personalausstattung

Die bisherige 50-prozentige Fach-
kraftquote muss zumindest auch 
zukünftig erhalten bleiben, die Be-
zugspflege gefördert und wegen der 
in den nächsten Jahren zu erwarten-
den gravierenden Zunahme demenz-
kranker Heimbewohner/-innen die 
Weiterbildung der Pflegefachkräfte 

in der Gerontopsychiatrie gefördert 
und gefordert werden. Die Vorgaben 
im Pflegequalitätssicherungsgesetz 
(SGB XI) von 2002 bzgl. der Perso-
nalausstattung müssen umgesetzt 
werden.

Quantitative und qualitative
personelle Ausstattung

der Heimaufsicht
Effektive und grundsätzlich un-

angemeldete Kontrollen müssen si-
chergestellt werden. Die Begehungs-
berichte sind in verständlicher Form 
zu veröffentlichen und zugänglich 
zu machen. Die Heimaufsicht sollte 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben vermehrt von ihren hoheitlichen 
Rechten Gebrauch machen und z.B. 
vermehrt Auflagen erteilen, Bußgel-
der verhängen und gegebenenfalls bei 
gravierenden Mängeln den Heimbe-
trieb untersagen. Die Zusammenar-
beit von Heimaufsicht, Pflegekassen 
und MDK muss intensiviert werden. 
Doppelprüfungen würden so vermie-
den und die Beurteilungskriterien 
von Heimaufsicht und MDK verein-
heitlicht werden.

Vorsicht bei Überschreiten 
der Verdienstgrenzen!

Rückwirkend zum 1. Januar dieses Jahres sind die Hinzuverdienst-
grenzen in der gesetzlichen Rentenversicherung bei vorzeitigen Alters-
renten und vollen Erwerbsminderungsrenten von 350 Euro auf 400 Euro 
heraufgesetzt worden (die SoVD-Zeitung berichtete). Vorsicht ist aber 
auch in Zukunft geboten, denn die Hinzuverdienstgrenzen dürfen wei-
terhin nur maximal zweimal im Kalenderjahr um das Doppelte über-
schritten werden.

Die Anhebung der Hinzuver-
dienstgrenzen folgt einer langjäh-
rigen Forderung des Sozialverband 
Deutschland. Denn die unterschied-
lichen Verdienstgrenzen bei Mini-
jobs und Frührenten führten bei 
vielen Rentnerinnen und Rentnern, 
die einem Minijob nachgehen, zu 
Rückzahlungsforderungen der Ren-
tenversicherungsträger. Doch auch 
in Zukunft müssen Frührentnerin-
nen und -rentner darauf achten, 
die Hinzuverdienstgrenzen nicht zu 
überschreiten. Denn wird auch nur 
ein Cent zu viel dazuverdient, wird 
die Rente nicht nur um den höheren 
Hinzuverdienst, sondern auf eine 
2/3- oder 1/2-Rente gekürzt. Die 
Feststellung der niedrigeren Rente 
erfolgt in der Regel rückwirkend, so 
dass Betroffene dann die Differenz 
zwischen der 2/3- bzw. 1/2-Rente 
zur vollen Rente an den Renten-
versicherungsträger zurückzahlen 
müssen.

Das folgende Beispiel eines 
SoVD-Mitgliedes macht diese Ge-
fahr deutlich:

Frau Severin (Name von der Re-
daktion geändert) aus Braunschweig 
bezieht seit 2006 eine vorzeitige 
Altersrente in Höhe von 275 Euro 
netto. Aufgrund dieser niedrigen 
Rente ist sie darauf angewiesen, sich 
etwas hinzuzuverdienen. Doch im 
Sommer 2007 war ihr Brutto-Hin-
zuverdienst mehrmals höher als 350 
Euro: Im Juni verdiente sie 396 Euro 
brutto bzw. 389 Euro netto, im Juli 
betrug der Hinzuverdienst 505 Euro 

brutto bzw. 315 Euro netto und im 
August erhielt sie 420 Euro brutto 
bzw. 262 Euro netto.

Dieses Beispiel zeigt zunächst, 
dass sich ein Überschreiten der 
400-Euro-Grenze schon deshalb 
nachteilig auswirken kann, weil ab 
400 Euro auch vom Arbeitnehmer 
Sozialabgaben geleistet werden 
müssen. Hinzu kommt aber, dass 
es bei den Hinzuverdienstgrenzen 
auf den Bruttoverdienst ankommt. 
Die Rente von Frau Severin wurde 
deshalb im August 2007 auf eine 
2/3-Rente gekürzt, weil sie dreimal 
hintereinander die damalige Hinzu-
verdienstgrenze von 350 Euro über-
schritten hatte. Dies bedeutete für 
Frau Severin eine weitere Einbuße 
von 93 Euro netto.

Doch es kam noch schlimmer. 
Zwar durfte Frau Severin mit der 
2/3-Rente ab August 2007 anstelle 
von 350 Euro nun maximal 461 Euro 
brutto hinzuverdienen. Doch als 
ihr Brutto-Einkommen im Oktober 
2007 auf 492 Euro anstieg, was netto 
lediglich 307 Euro ergab, wurde ihre 
Rente sogar auf eine 1/2-Rente ge-
kürzt und betrug nur noch 136 Euro 
netto. Dies waren 139 Euro weniger 
als die Vollrente. 

Frau Severin wandte sich an 
die SoVD-Geschäftsstelle in 
Braunschweig, die ihr dringend riet, 
mit dem Arbeitgeber zu vereinba-
ren, dass ihr Hinzuverdienst wie-
der gesenkt wird. Nun bezieht Frau 
Severin seit Dezember 2007 wieder 
ihre volle Rente. sh

Höherer Hinzuverdienst für Rentner/-innen unter 65

„Unser größtes Problem
ist die Planungsunsicherheit“

Auf Einladung von SoVD-Vizepräsidentin Marianne Saarholz besuchte Ende Februar die Behindertenbeauf-
tragte der SPD-Bundestagsfraktion, Silvia Schmidt, zusammen mit dem Stendaler Bundestagsabgeordneten, 
Marco Mühlstein, das Berufsbildungswerk in Stendal. Dort erläuterte Gunter Wittig, Geschäftsführer des Berufs-
bildungswerkes, den beiden Politikern und der Vizepräsidentin die Sorgen des Berufsbildungswerkes.

„Ein ganz großes Problem ist die 
mangelnde Planungssicherheit“, er-
klärte Gunter Wittig. Er erwarte gar 
nicht, mit 5- oder 3-Jahresplänen 
agieren zu können. Mittlerweile sei 
es aber nicht einmal mehr möglich, 
in Einjahresscheiben zu kalkulieren. 
Dies hänge mit der Zuweisungs-
politik durch die 
Agentur für Arbeit 
zusammen, erklär-
te er. 

So gut wie kein 
J u g e n d l i c h e r 
kommt mehr ohne 
eine vorgeschaltete 
Maßnahme, wie z.B. 
zur Berufsvorberei-
tung in die Ausbil-
dung. Das hat zur 
Folge, dass ein Teil 
der Jugendlichen 
erst nach Beginn des 
Ausbildungsjahres 
ihre Lehre anfängt. 
Trotzdem verfällt 
das Berufsbil-
dungswerk nicht in 
eine Vogel-Strauß-
Politik, sondern es 
bemüht sich um at-
traktive Berufsfelder, um flexibel auf 
die Erfordernisse des Arbeitsmarktes 
reagieren zu können.

So ist z.B. vor drei Jahren der Aus-
bildungsgang Tierpfleger geschaffen 
worden. Derzeit sind es 18 Auszu-
bildende, die diesen Beruf erlernen. 
Trotz der angesprochenen Probleme 
gibt es keinen Grund, pessimistisch 
auf die Arbeit des Stendaler Berufs-
bildungswerkes zu blicken. Von den 
zur Prüfung zugelassenen Auszubil-

denden haben im Durchschnitt der 
fünf zurückliegenden Jahrgänge 94 
Prozent die Kammerprüfungen er-
folgreich bestanden. Vom Absolven-
tenjahrgang 2007 waren zum Zeit-
punkt des Besuches 40 Prozent der 
Jugendlichen in einer sozialversiche-
rungspflichtigen Tätigkeit. Zudem ist 

das Berufsbildungswerk Stendal erst 
jüngst zertifiziert worden.

Das Problem der unzureichenden 
Planungssicherheit sei auch ihr be-
kannt, sagte Silvia Schmidt. Leider 
gäbe es derzeit keine zufriedenstel-
lende Lösung. „Dieser Punkt muss 
politisch angegangen werden“, er-
läuterte sie ihren Standpunkt. Es 
sei negativ, wenn ein Jugendlicher 
erst nach dem Ausbildungsbeginn 
in die Maßnahme hineinrutscht, 

betonte sie.
SoVD-Vizepräsidentin Marianne 

Saarholz kritisierte nachdrücklich, 
dass lediglich 23 Prozent der Unter-
nehmen ihre soziale Pflicht wahrneh-
men und ausbilden. „Die Quote derer, 
die Schwerbehinderte ausbilden, ist 
verschwindend gering. Diese Ju-

gendlichen hätten 
aber ohne qualifi-
zierte Ausbildung 
keine Chance auf 
dem freien Arbeits-
markt. Darum ist 
die Arbeit des Be-
rufsbildungswerkes 
Stendal so wichtig. 
Sie ermöglicht be-
hinderten jungen 
Menschen eine Per-
spektive!“

Der Bundestags-
abgeordnete Marco 
Mühlstein sieht die 
soziale Verantwor-
tung genau so. Er 
hat allerdings auch 
schon einen Wan-
del festgestellt: „Es 
wird mehr aus-
gebildet, aber der 

Schwerpunkt liegt nicht auf behin-
derten Jugendlichen.“

Um sich vor Ort ein Bild zu ma-
chen, unternahmen Silvia Schmidt, 
Marianne Saarholz, Marco Mühlstein 
sowie das Leitungsteam des Berufs-
bildungswerkes Stendal nach ihrem 
einführenden Gespräch einen Rund-
gang durch die Ausbildungsstätten 
sowie den Internat- und Freizeit-
bereich des Berufsbildungswerkes 
Stendal.

Besuch im SoVD-Berufsbildungswerk Stendal

Silvia Schmidt (2. von links) besuchte auf Einladung von SoVD-Vize-
präsidentin Marianne Saarholz (3. von li.), gemeinsam mit Marco 
Mühlstein (Mitte) das SoVD-Berufsbildungswerk Stendal.



Loses
Mundwerk

Der Ex-Formel-1-Pilot („ich ha-
be zwar beide Beine verloren, aber 
ein zweites Leben gewonnen“) 
fährt wieder Ski, hat gerade erst 
mit einem Handbike den New York 
Marathon als Vierter seiner Klasse 
beendet und geht gerne von seiner 
Yacht aus schwimmen. „Ich muss 
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Die Beine hat er verloren, die Lebensfreude nicht
Zuzutrauen ist ihm eigentlich al-

les. Warum also auch nicht die mit 
breitem Lausbubengrinsen vor-
getragene Absicht, es demnächst 
vielleicht mal mit Ballett zu ver-
suchen. Bei jedem anderen doppelt 
beinamputierten Menschen hätten 
die gut 600 Gäste der BMW-Mo-
torsportparty wohl gedacht, der 
Typ hat nicht mehr alle Tassen im 
Schrank. Bei Alessandro Zanardi 
hat sich jeder gesagt: Dem ist alles 
zuzutrauen. 

Der Rennfahrer als Ballett-Tän-
zer, vielleicht in einem, vielleicht 
in zwei Jahren beim alljährlichen 
Nikolaustreffen. So schnell wie der 
41-Jährige in sechs Jahren sein Le-
ben beschleunigt hat, so schnell hat 
das niemand auf dem gesamten Glo-
bus geschafft.

Praktisch tot
Am 15. September 2001 war der 

Italiener praktisch tot. Ausgangs 
der Boxengasse war Zanardi beim 
Champ-Car-Rennen auf dem Lau-
sitzring 13 Runden vor Schluss in 
Führung liegend auf den Grünstrei-
fen geraten, der Wagen des Teams 
von Morris Nunn stand quer, als 
der Kanadier Alex Tagliani mit 320 
Stundenkilometern in dessen Flan-
ke knallte. Zanardis Bolide war zer-
fetzt, ebenso waren es auch die bei-
den Beine des Fahrers. Noch bevor 
dem fröhlichen, meist gut gelaunten 

Mann aus der Nähe von Bologna 
beide untere Extremitäten oberhalb 
der Knie amputiert wurden, hatte er 
schon die letzte Ölung und die Ster-
besakramente erhalten.

Zanardi überlebte, und schon 
bald nach dem gelungenen Überle-
benskampf in einer Berliner Klinik 
wurde deutlich, aus welchem Holz 
Alessandro Zanardi geschnitzt ist. 
„Eigentlich habe ich Anspruch auf 
einen deutschen Pass“, meinte er 
in Anspielung auf die etlichen Li-
ter Blut, die ihm zugeführt werden 
mussten. Eineinhalb Jahre später 
hat der zweimalige Indy-Car-Cham-
pion die 13 Runden in der Lausitz 
in einem umgebauten Champ-Car 
nachgeholt.

BMW machte den Italiener schon 
2003 in der Europäischen Touren-
wagenserie wieder zu einem echten 
Rennfahrer. Seither gibt es eine gro-
ße Liebe zwischen den bayerischen 
Autobauern und dem Bologneser, 
der einfach nicht erwachsen werden 
will. Die Beziehung geriet geradezu 
in einen Liebesrausch, als der Kon-
zern seinem lenkenden Angestellten 
nach zwei Siegen in der Tourenwa-
genweltmeisterschaft Testfahrten 
in einem Formel-1-Boliden schenk-
te. „Dieser Test ist etwas Besonde-
res für mich, und ich bin stolz, dass 
ich diese Chance bekommen habe“, 
hatte Zanardi vor fast genau einem 
Jahr gesagt.

Und vor wenigen Tagen hat er 

im Gespräch in 
München be-
kräftigt, dass 
BMW-Motor-
sportchef Ma-
rio Theissen 
„viel mehr ist 
als nur ein Vor-
gesetzter. Er ist 
ein Freund, ihm 
verdanke ich 
viel.“

P f i f f i g e n 
Technikern ver-
dankt er auch 
die stattliche 
Sammlung von 
Prothesen, mit 
denen Zanar-
di gelegentlich 
seine Teamkol-
legen frozzelt: 
„Ich habe eine 
ganze Samm-
lung von Gas-
füßen und ihr?“ 
Wobei das mit 
den Gasfüßen 
technisch nicht ganz korrekt ist, 
denn Zanardi bremst mit rechts. 
Wegen der größeren Kraft in der 
rechten Hüfte ist das Bremspedal 
auch nach rechts verlegt worden. 
Die Prothese mit dem Holzteil als 
„Bremsklotz“ wird dort übrigens 
festgeschnallt. Alles andere, insbe-
sondere Gas und Kupplung, bedient 
Zanardi am umgebauten Lenkrad.

Rennfahrer Alessandro Zanardi ist nicht zu bremsen

Alessandro Zanardi, auf dem Weg zu seinem Arbeitsplatz, einem BMW-Rennwagen. Seit ei-
nem schweren Unfall in der Formel 1 fährt der redefreudige Italiener Tourenwagen-Meister-
schaften.

Foto: DPPI/Picture Alliance

den Rest meiner Beine oft kühlen, 
weil die Zirkulation nicht mehr so 
groß ist.“ Trotz eines immer be-
händeren Ganges ist Zanardi auf 
Krücken angewiesen. Die Gehhil-
fen braucht er auch, damit er bei 
all der Beschleunigung in seinem 
„neuen“ Leben nicht ständig auf 
sein loses Mundwerk fällt.

Jürgen Ahäuser

Mehr Rechte
für den Verbraucher

Das Versicherungsvertragsgesetz (VVG) regelt das Vertragsverhältnis 
zwischen Versicherer und Versicherungsnehmer. Mit Wirkung vom 1. Janu-
ar 2008 wurde dieses etwa 100 Jahre alte Regelwerk reformiert, die Rechte 
der Verbraucher wurden gestärkt. Für SoVD-Mitglieder besonders wich-
tig sind in diesem Zusammenhang Änderungen in der Beratungstätigkeit 
der Vermittler des SoVD-Vertragspartners, der Hamburg-Mannheimer 
Versicherungs-AG mit ihrer Organisation für Verbandsgruppenversiche-
rungen (OVG). Im Folgenden die wichtigsten Änderungen hinsichtlich 
der Hinterbliebenenvorsorge.

Beratungsdokumentation
Der Vermittler muss den Kunden 

zu den Versicherungsprodukten 
beraten und diese Beratung auch 
dokumentieren. Die OVG kommt 
dem schon seit Anfang 2006 nach. 
Die Beratungsdokumentation ist 
Bestandteil der Beitrittserklärung 
und wird vom Kunden gesondert 
unterschrieben.

Bedingungen und
Informationsblatt

Die Versicherungsbedingungen 
müssen dem Kunden vor Abschluss 
der Versicherung ausgehändigt wer-
den. Da Versicherungsbedingungen 
oft unübersichtlich und schwer ver-
ständlich sind, hat der Gesetzgeber 
beschlossen, dass dem Versiche-
rungsnehmer ab dem 1. Juli 2008 vor 
Vertragsabschluss ein „Produktin-
formationsblatt“ ausgehändigt 
werden muss. Dieses informiert in 
übersichtlicher und verständlicher 
Weise über wichtige Umstände im 
Zusammenhang mit dem Vertrags-
abschluss. Bei Abschluss einer Ver-
sicherung aus unserer verbandseige-
nen Vorsorge händigt die OVG Ihnen 
schon seit Beginn dieses Jahres das 
Informationsblatt aus.

Stille Reserven
Der Versicherungsnehmer hat zu-

künftig einen Anspruch auf Betei-
ligung an den stillen Reserven des 

Versicherers. Stille Reserven sind 
Rücklagen, die zum Abfangen von 
Kursschwankungen von Aktien ge-
bildet werden.

Abschlusskosten
Die Abschlusskosten, die bei Ver-

tragsabschluss entstehen, müssen 
auf die ersten fünf Versicherungs-
jahre verteilt werden. Dadurch er-
höht sich der Rückkaufswert in die-
sem Zeitraum entsprechend. Ab dem 
1. Juli 2008 muss der Versicherer Sie 
über die Abschlusskosten, die in die 
Prämie eingerechnet werden, auf-
klären. Dazu Bundesjustizministe-
rin Zypries: „Vermittler und Vertrieb 
kosten Geld, und ein guter Versiche-
rungsvermittler hat auch das Recht 
auf eine anständige Bezahlung….“ 

Um den Anforderungen des Ge-
setzgebers zu entsprechen, hat die 
Organisation für Verbandsgrup-
penversicherungen der Hamburg-
Mannheimer ihre Vermittler mit 
modernster Technik ausgestattet. So 
werden Interessenten auch weiter-
hin kompetent und umfassend über 
die exklusiven Produkte für SoVD-
Mitglieder informiert.

Mitglieder des Sozialverband 
Deutschland können sich an die Ab-
teilung „EDV-Verbandsverwaltung 
und Versicherungen“ wenden. Die 
zum Thema geschulten Mitarbeiter/
-innen stehen gerne zur Verfügung 
(Tel.: 030/726222-183).

Neues Versicherungsvertragsgesetz

Ärzte heilen oder lindern Beschwer-
den. Aber Ärzte sind keine Übermen-
schen, machen also auch Fehler. Feh-
ler, die das Leben stark beeinträch-
tigen – oder es sogar kosten können. 
Das „kostet“ oftmals dann auch die 
Ärzte (exakt: deren Haftpflichtversi-
cherer), nämlich Schadenersatz und 
Schmerzensgeld. Womit körperliches 
Leid natürlich kaum aufgewogen 
werden kann. 

Dass Patienten nicht nur der Qua-
lität und dem Willen ihrer Ärzte aus-
gesetzt sind, hat sich herumgespro-
chen. Patienten haben mehr Rechte, 
als gemeinhin gedacht. Hier vier 
Grundsätze:

Patienten über die Risiken einer 

Behandlung – etwa einer Strah-
lentherapie – zu informieren. Oh-
ne Zustimmung darf ein Doktor 
grundsätzlich keinen Eingriff 
vornehmen. Der Arzt muss wahr-
heitsgemäß, vollständig und ver-
ständlich antworten. Die „letzte 
Entscheidung“ – etwa Operation: 
ja oder nein? – liegt beim Patienten 
(natürlich von Notfällen, z.B. bei 
Bewusstlosigkeit, abgesehen)

-
den muss, versteht sich. Das heißt: 
Der Arzt muss in direktem Kontakt 
mit seinem Patienten die Anamne-
se durchführen und die Therapie 
planen

Arzneien zu verordnen und wegen 
der Einnah-
me nicht nur 
auf den Bei-
packzettel zu 
verweisen. 
Der Dok-
tor hat auch 
darüber ent-
sprechend 
dem „Emp-
fängerhori-
zont“ seiner 

statWtung) verlangt werden. 
Welche Schritte können unternom-

men werden, wenn es zum Streit über 
einen – vom Patienten so empfunde-
nen – Behandlungsfehler kommt?

Zunächst die Angelegenheit mit 1.
dem Arzt zu klären versuchen.
Gelingt das nicht, so kann über 2.
die Ärztekammer ein – für den 
Patienten kostenfreies – Schlich-
tungsverfahren eingeleitet wer-
den. In den meisten Fällen kommt 
es dabei zur Einigung. 
Gesetzlich Krankenversicherte 3.
können auch ihre Krankenkasse 
einschalten. Die darf zwar nicht 
selbst tätig werden, wird ihren 
Versicherten aber den jeweils 
„richtigen Weg“ weisen.
Wenn alles nichts hilft, bleibt der 4.
Gang zum Gericht – nicht ohne 
anwaltliche Hilfe; denn das Ge-
biet ist schwierig.

Zahlreiche Gerichtsverfahren, in 
denen über die Ursachen von Fehl-
entscheidungen und deren Folgen ge-
stritten wurde, geben Zeugnis davon. 
Nicht selten sind hohe Schadener-
satz- und Schmerzensgeldfolgen das 
Ergebnis.

Ein Beispiel einer solchen Entschei-
dung: Einer Patientin, der wegen 
Krebsverdachts beide Brüste ampu-
tiert worden waren, wurden 125000 
Euro Schmerzensgeld zugesprochen, 
nachdem Jahre nach der Operation 
Zweifel an der Richtigkeit der Dia-
gnose aufgekommen waren, die Ge-
webeproben aber nach einem Brand 
„entsorgt“ worden waren. Es könne, 
so das Oberlandesgericht Hamm, 
nicht zulasten der Patientin gehen, 
dass Beweise vernichtet worden sei-
en. (AZ: 3 U 119/00) W. B.

Hohe Schmerzensgelder bei Ärztepfusch

Kaum zu glauben – aber Tatsache: Ärztliche Kunstfehler verursachen mehr Tote als Verkehrsunfälle. So der 
Vorstandschef des AOK-Bundesverbandes, Hans Jürgen Ahrens. In bis zu 560000 Fällen würden Patienten 
Opfer „unerwünschter Ereignisse“. Wie können Patienten dem vorbeugen – und was ist in solchen Situationen 
zu tun?

Kunstfehler – was tun?

Eine versäumte Röntgenaufnahme zog einen Schadener-
satz- und Schmerzensgeldaufwand von 7000 Euro nach 
sich. Ein Zahnarzt hatte es versäumt, bei einer Patientin 
nach einer Wurzelbehandlung erneut zu röntgen, nach-
dem sie mehrfach über nachhaltige Schmerzen geklagt 
hatte. Er übersah deshalb eine Entzündung, was zur Fol-
ge hatte, dass der Frau zwei natürliche Zähne gezogen 
werden mussten. (AZ: 5 U 148/04)

Foto: Weisflog 

P a t i e n t e n 
aufzuklären

-
ten haben 
das Recht, 
ihre Behand-
lungsunter-
lagen einzu-
sehen; sogar 
Fotokopien 
dürfen (wenn 
auch gegen 
K o s t e n e r-
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Apotheker Dr. Robert Schmidt rät

und die Wände werden porös und 
durchlässig für Flüssigkeiten. Es 
bilden sich Schwellungen und 
Ödeme. Bei starken Problemen 
und dem Verdacht auf eine Venen-
entzündung muss der Hausarzt 
schnell konsultiert werden.

Vorbeugen können Sie mit Kom-
pressions- und Stützstrümpfen. 
Durch sie wird das Bindegewebe 
von außen gestützt und so die Ven-
entätigkeit unterstützt und die Bil-
dung von Krampfadern und Öde-
men verhindert. Ich trage selbst 
bei der Arbeit in der Apotheke, 
aber auch bei längeren Flügen, im-
mer Stützkniestrümpfe, um meine 
Beine zu entlasten. Präparate mit 
Rosskastanienextrakt dichten die 
Venen ab und verbessern den Blut-
fluss. Hierdurch gehen die Schwel-
lungen zurück und die Schmerzen 
werden gelindert.

Ich wünsche Ihnen einen schö-
nen Frühling, und bleiben Sie ge-
sund!

GESUNDHEIT / UNTERHALTUNG

Einsendeschluss ist jeweils der 15. des Erscheinungsmonats.
Das Lösungswort zum Gewinnen wertvoller Buchpreise bitte einsenden an: SoVD-Bundesgeschäftsstelle, 

Stichwort: Kreuzworträtsel, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an: kreuzwortraetsel@sovd.de.
Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!

Um eines von 3 Büchern zu gewinnen, senden Sie eine Postkar-
te mit den gesuchten, eingekreisten Zahlen (in der Reihenfolge von 
oben nach unten) an: SoVD-Bundesgeschäftsstelle, Stichwort: SoVD- 
Sudoku, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an:  
redaktion@sovd.de. Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben! 
Einsendeschluss ist jeweils der 15. des Erscheinungsmonats.

Die Rosskastanie (bot. Aesculus 
Hippcastanum L.) ist zur Heil-
pflanze des Jahres 2008 gewählt 
worden. Jedes Kind kennt diesen 
Baum, er bekommt im Mai wun-
derschöne Blütenkerzen, die das 
Auge erfreuen und im Herbst fal-
len die braunen Samen, die Kasta-
nien, auf die Straße.

Die Kastanie kam Mitte des 
16. Jahrhunderts aus dem nördli-
chen Griechenland nach Mitteleu-
ropa. Wegen ihres hohen Stärkean-
teils wurden zunächst die Samen 
als Mastfutter und zur winterli-
chen Wildfütterung eingesetzt. 
Erst am Ende des 19. Jahrhunderts 
erkannte ein französischer Arzt 
die Heilkraft der Pflanze.

Er setzte Rosskastanientinktur 
bei hämorrhoidalen Leiden ein. 
Später erkannte man die positi-
ve Wirkung der Pflanzenextrakte 
bei Venenerkrankungen und Öde-
men in den Beinen. Ungefähr zehn 
Millionen Bundesbürger leiden 
unter Venenerkrankungen. Typi-
sche Symptome sind schwere und 
müde Beine, Juckreiz, Kribbeln, 
und Schmerzen. Am Bein erkennt 
man Besenreiser, Krampfadern 
und Schwellungen im Knöchel-
bereich.

Die Ursache für die Gefäßer-
krankung in den Beinen ist meist 
eine Bindegewebsschwäche. Die 
Gefäße weiten sich, und die Venen-
klappen können nicht mehr arbei-
ten. Der Druck in den Venen steigt, 

Kastanienextrakt hilft 
bei Gefäßerkrankungen

Das SoVD-Sudoku

Im März fragten wir: „Steuerfahnder spüren prominenten Personen 
nach, die ihr Vermögen ins Ausland gebracht haben. Glauben Sie, dass 
es beim Ahnden von Steuerhinterziehung gerecht zugeht?“ Bis Redakti-
onsschluss haben 189 Besucher der SoVD-Homepage ihre Stimme abge-
geben: 6 Prozent haben mit „Ja“ geantwortet, 94 Prozent mit „Nein“. Die 
Frage des Monats April lautet: „Die Pflegereform ist beschlossen. Könnten 
Sie sich vorstellen, die Pflegezeit in absehbarer Zukunft in Anspruch zu 
nehmen?“ Besuchen Sie zum Abstimmen unsere Homepage (www.sovd.
de). Dort haben Sie auch die Möglichkeit, eine eigene Antwort zu formulie-
ren bzw. Ihre abgegebene Meinung zu ergänzen. Die Redaktion wertet alle 
eingehenden Antworten aus und bemüht sich, diese – ggf. gekürzt – in ihre 
Berichterstattung einfließen zu lassen. Ein Anspruch auf Veröffentlichung 
im Internet oder in der SoVD-Zeitung besteht jedoch nicht.

Die Frage des Monats April
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Die Gewinner/-innen vom März

Christa Haug, 72401 Haigerloch-Hart; Lothar Braun, 57319 Bad Berleburg; Waltraud Kiene, 24808 Jevenstedt.
Kreuzworträtsel

Sudoku
Renate Meier, 31084 Freden; Emil Großkinsky, 26188 Edewecht; Diana Peitel, 12203 Berlin.

Die Namen der Gewinner/-innen werden in der SoVD-Zeitung und im Internet veröffentlicht.

Wandern ist eine ruhige Sport-
art, die Herz und Kreislauf stärkt. 
Gelenke und Muskeln werden sanft 
trainiert, Stresshormone abgebaut, 
der Stoffwechsel angeregt. Frische 
Luft strömt in die Lunge, alle Orga-
ne werden ausgiebig mit Sauerstoff 
versorgt. Ohne sich Höchstleistungen 
abzuverlangen, baut man beim Wan-
dern Fettreserven aus dem Winter ab. 
„Wandern ist die richtige Sportart für 
alle, die sich gern draußen bewegen, 
aber nicht überfordern möchten“, 
weiß DAK-Sportexperte Uwe Dresel. 
Mit diesen Tipps macht das Wandern 
noch mehr Spaß: Stabile Schuhe mit 
griffiger Sohle sind unverzichtbar. 
Je nach Terrain bieten sich leichte 
Halbschuhe bis schwere Stiefel an. 
Spezielle Socken schützen die Füße 
genau dort, wo leicht Blasen entste-
hen. Trotzdem nie mit nagelneuen 
Schuhen auf Tour gehen, sondern die-
se erst einlaufen! Power-Riegel ver-
sprechen zwar Wunder, doch selbst 
belegte Vollkornbrote spenden eben-
so viel Energie – und das bei wenier 
Fett und Zucker. Rohkost und Obst 
sättigen, ohne den Magen zu belas-
ten, für schnelle Energie sorgen Tro-
ckenobst und Nüsse. Außerdem sollte 
jeder Wanderer anderthalb bis zwei 
Liter Wasser oder Saftschorle auf sei-
ner Tagestour dabei haben. � DAK

Wandern bringt 
den Kreislauf 

auf Touren

Buch-Tipp
 Inge Preuk, 27628 Bramstedt; Hans-Jürgen Mietzelfeld, 06110 Halle/Sa.; Hans-Joachim Wandt, 37176 Nörten-

Hardenberg.

Besuchen Sie unsere barrierefreie Homepage 
www.sovd-nrw.de
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Gesucht und gefunden in der Zeitung des Sozialverband Deutschland

Elektromobile · Treppenlifte · Badelifte

Tel.-kostenl. 0800-3273270 Gratisprospekt

www.abeg-treppenlift-gmbh.de

Antworten auf Chiffre-Anzeigen
unter Angabe der Chiffre-Nr. an:

Anzeigen-Verwaltung
U. Struckmeyer
Postfach 12 66

27723 Worpswede

IN RUHE GESUCHT, DAS BESTE GEFUNDEN, IN DER SOVD-ZEITUNG!

Elektroscooter
ab 1.551,- €

tiefer Einstieg

Breeze 3- und 4-Rad

N E U

in einer
Minute
zerlegt

Weileder Tech GmbH - Zentrale - Simpert-Kramer-Str. 26 - 87629 Füssen
bundesweiter Vorort-Service, Info-Zentral: Tel: 08362/9193-26 Fax: -29
support@weileder-tech-gmbh.de     www.weileder-tech-gmbh.de

N E U :  B a d e w a n n e n l i f t

Mobi l i tät  die Freude macht Große Auswahl  -
Hausvor führung

H e i z u n g
R a d i o
T a c h o N E U
1 5  k m / h

Auch

Großhandel

Gebrauchte

ab 950,- €

An- und Verkaufsanzeigen
Keine Reiseanzeigen – Keine gewerblichen Anzeigen
An die Zeitung des SOZIALVERBAND DEUTSCHLAND
(SoVD), Anzeigenverwaltung U. Struckmeyer,
Postfach 12 66, 27723 Worpswede

Die nachstehende Anzeige veröffentlichen Sie bitte unter
„An- und Verkaufsanzeigen“ (keine „Reise-Gewerblichen An-
zeigen“), pro Zeile 5,95 Euro incl. 19% MwSt.
Anzeigenannahmeschluß: Am 3. des Vormonats.
Vor- und Zuname

Straße und Nr.

PLZ Wohnort

Ich ermächtige die ZEITUNG DES SOZIALVERBAND DEUTSCHLAND (SoVD)-An-
zeigenverwaltung U. Struckmeyer, die Insertionskosten von meinem Konto 
abbuchen zu lassen. Die Bezahlung Ihrer Anzeige kann nur durch Abbuchung oder
Vorkasse (Scheck) erfolgen.

Bank/Postscheckamt in:

Bankleitzahl

Konto-Nr.

Datum Unterschrift

Der Text meiner Anzeige: Ausgabe

Mindestgröße 2 Zeilen = 11,90 Euro     incl. 19% MwSt.

3 Zeilen = 17,85 Euro     incl. 19% MwSt.

4 Zeilen = 23,80 Euro     incl. 19% MwSt.

5 Zeilen = 29,75 Euro     incl. 19% MwSt.
je weitere Zeile = 25,95 Euro     incl. 19% MwSt.

Kleinanzeigen in Fließsatzausführung, 1spaltig in 3 mm Grundschrift. Bis zu 3 Wörtern am
Anfang fett, sonst keine Hervorhebung oder Umrandung. Pro Zeile bis maximal 38 Buchsta-
ben bzw. Zeichen einschließlich der erforderlichen Zwischenräume. Nur allgemein gebräuch-
liche Abkürzungen möglich. Chiffregebühr 5,35 Euro pro Anzeige incl. MwSt.

Fachversand für Inkontinenz & Pflegeartikel
www.gutbetreut.com Mo–Fr 040/559 33 57

Er 42, Beamter, leicht behindert, sucht liebe
Sie für Freizeitgestaltung und evtl. mehr, Raum
Flintbeck-Kiel Chiffre 2015

Schönwald/Schww: Herl. Ski- und Wander-
gebiet, schönes 1-Zimmer-App. 33m2, möbliert,
zu verkaufen. VB 20.000,- provisionsfrei,
K. Schmidt 0 6171/715 24

E-Mobil HS 890, Baujahr 2003, Max. 18 km/h
Reichweite 40–60 km. Rückwärtsgang, Anti
Kippräder. Sitz Höhen-Schwenk- und drehbar

2.000,- VB. Neupreis 5.800,- 
04 21/54 07 24

HAUSHÄLFTE Völlenerfehn bei Papen-
burg/Friesland guter Zustand, ruhige Wohn-
lage nahe Dorfzentrum, gepflegter Garten,
Terrasse teils überdacht m. Außenkamin, Bauj.
1966, Grundstücksfl. ca. 1091m2, Wohnfl.
100m2. 3 Zi., Wohnküche, D. B. Gäste-WC, sep.
Hobby- sowie Abstellraum u. Garage. Kauf-
preis 56.000,- , priv. 02 34/29 40 84

Wannenlift – Luftpolster 200,-, ohne 
Installation, neuwertig 0 5130/58 5210

E-Mobil bzw. E-Rollstuhl, guter Zustand je VB 1.000,–
Anlieferung mögl. 0 51 08/92 54 96

Mitte März hat im Heide-Park 
Soltau, in der Lüneburger Heide, 
die Saison 2008 begonnen. SoVD-
Mitglieder, die die Attraktionen, 
Shows und Anlagen des 850000 
Quadratmeter großen Parks ge-
nießen wollen, kommen auch in 
diesem Jahr wieder in den Ge-
nuss spezieller Eintrittspreise. 
Die Fortsetzung der Kooperati-
on zwischen dem Sozialverband 
Deutschland und dem Heide-Park 
macht es möglich.

Für Mitglieder des Sozialver-
band Deutschland gelten im Jahr 
2008 – die Saison geht bis 2. No-
vember – folgende Tarife (bitte 
SoVD-Card vorlegen!):

Spezialangebot Tageskarte: 
26,50 Euro pro Person (statt re-
gulär 29,50 Euro).
Jahreskarte für Gäste ab 60 Jah-
ren: 29,50 Euro pro Person. Die 
Jahreskarte gilt für 12 Monate 
ab dem 1. Besuchstag. Es muss 
ein Lichtbildausweis vorgelegt 
werden. Die gültige Tagesein-
trittskarte wird angerechnet.
SoVD-Gruppentageskarte: 
16,50 Euro pro Person. Für 
SoVD-Gruppen muss mindes-
tens zwei Werktage vor dem Be-
such eine Anmeldung vorliegen. 
Diese kann nur über die SoVD-

Fortsetzung der Kooperation zwischen
SoVD und Heide-Park Soltau

Der Heide-Park Soltau von oben. SoVD-Mitglieder können die unzähli-
gen Attraktionen von Norddeutschlands größtem Freizeitpark zu Son-
derkonditionen genießen.

Gliederung, nicht über ein Reise- 
bzw. Busunternehmen, vorgenom-
men werden. Weitere Angebote 
gibt es auf Anfrage. Alle Grup-
penangebote gelten ab 10 zahlen-
den Senioren ab 60 Jahren. Pro 10 
zahlende Personen erhält jeweils 
ein Gruppenleiter freien Eintritt.
Für Rollstuhlfahrer mit Schwer-
behindertenausweis ist der Ein-

tritt frei. Rollstuhlgerechte WC-
Anlagen und Behindertenpark-
plätze sind auf dem Gelände 
vorhanden.
Schwerbehinderte mit Vermerk 
„H“ (Hilfsbedürftig) oder Ver-
merk „Begleitperson erforder-
lich“ zahlen 14,75 Euro Eintritt. 
Die Begleitperson erhält eben-
falls für 14,75 Euro Zutritt.

Foto: Heide-Park Soltau GmbH

Jürgen Weigel, 1. Vorsitzender 
des Landesverbandes Mecklen-
burg-Vorpommern und Mitglied 
des SoVD-Bundesvorstandes, 
wird am 21. April 65 Jahre alt.

Personalien

Verstärkte Forschung zu 
altersbedingten Krankheiten

Schwerpunkt Demenz und Infektion

Der neue Präsident des Robert 
Koch-Instituts (RKI) , Professor Jörg 
Hacker, will die Krankheiten von 
älteren Menschen besser erforschen 
lassen. „Das ist ein sehr wichtiges 
und sehr interessantes Gebiet, das 
allerdings noch sehr wenig erforscht 
ist“, sagte Hacker in einem Gespräch 
mit der Deutschen Presse-Agentur 
(dpa). Dazu gehören Alzheimer und 
andere Demenzerkrankungen sowie 
auch die durch Bakterien hervorge-
rufene schwere Form einer Lungen-
entzündung, die für Ältere gerade in 
Pflegeheimen und Krankenhäusern 
ein Problem sei. 

Außerdem solle am Berliner Ro-
bert Koch-Institut künftig die Er-
forschung von Resistenzen gegen 
Antibiotika stärker im Mittelpunkt 
der Forschung stehen. „Es ist eine 
Erkenntnis der vergangenen Jahre, 
dass Infektionen im Krankenhaus 
häufig mit bestimmten Resistenzen 
zusammentreffen – und das sind die 
gefährlichen Keime“, so Professor 
Hacker. Das Problem der alternden 
Gesellschaft sei nach Ansicht des 
Mediziners in Deutschland demos-
kopisch lange nicht wahrgenommen 
worden. Daher habe es auch eine 
gewisse Zeit gedauert, bis man sich 
damit zusammenhängende Fragen 
gestellt habe. 

Ein besonderes Problem seien die 
Demenzerkrankungen, an denen 
bundesweit 800 000 Menschen lit-
ten. „Das wird auch am RKI ver-
stärkt bearbeitet werden“, kündigte 
Hacker an. „Da sehe ich ein großes 
Potenzial von der Grundlagenfor-
schung bis hin zur Versorgungsfor-
schung und dann auch zur prakti-
schen Umsetzung.“ 
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Süd-Schwarzwald - Schweizer Grenze Ferien in
Waldshut Tiengen, nähe Schweiz, Frankreich und Italien, 
Ü/F ab 16,50 . Brehmer, Alemannenstr. 9, 79761 Walds hut-
Tiengen 2, 0 77 41/32 36 Bahnstation

Schwarzwald
Heilkl. Kurort Höchenschwand südlicher Hochschwarzwald. Ferien im „Dorf am Himmel“ auf der 
Sonnenterrasse des Schwarzwaldes, herrliches Wandergebiet, Ausflüge Schweiz + Frankreich. 
Gemütl. FeWo’s im Schwarzwaldhaus für 2 - 6 Pers., mit SAT-TV, Telefon, inkl. Parkplatz, ab 23,00 
I. Brehmer · Alemannenstr. 9 · 79761 Waldshut-Tiengen · 0 77 41 / 32 36 · www.ferienhaus-brehmer.de

Frankenwald

Weserbergland
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Zim. Du/WC, TV., Radio, Tel., teils Balk., Hallenbad,
Solar., Liegew.-Terr., Herrl. Rad- u. Wanderw. Haus -
abholg. mögl. So.-Fr. HP 170,- p.P. Sommer urlaub:
14x Ü/HP 505,- p.P. Weitere Angebote anf.

0 52 73/13 97 · www.hotel-pension-resi.de

Familienbetrieb, gepflegt und gemütlich
in wunderschöner waldreicher Gegend.

Zim. DU/WC, SAT-TV, Aufenthaltsräume. VP ab 31,- .
Abholung vom Bahnhof Bad Pyrmont. Hausprospekt,

Brinkstraße 9 · 37696 Marienmünster/Kollerbeck,
0 52 84/375 www.hotel-pension-ridder.de

auch Ferienwohnung

Sonderangebot Kolberg a.d. Ostsee
2 Wochen, HP, 20 Anwendungen ab 333,–

0 52 51/390 900 · jawa-reisen.de

Rhein / Mosel

Deutschherrenhof

Nahetal, gemütl. FeWo, 66m2, Terrasse und
Loggia, 2–3 Personen 0 67 51/85 40 73

FeWo****, Mosel, b. Cochem, 4 Pers. ab 25,- ,
z.T. behindertenfrdl., Telefon und Sat-TV, Grill, 
Liegewiese, ideale Wandermöglichkeit, Bahnst.

0 65 42/24 98 · www.fewo-kroeger.de

MITTELMOSEL*** ÜF ab 17,50 
www.haussibylle.de, Kröver Straße 25, D-54538 
Kinheim 0 65 32/25 92, Fax 95 45 03

Urlaub in der schönen Vulkaneifel
am Meerfelder Maar!

ÜF 30  HP 36  VP 41 FeWo ab 40 /Tag
Interessante Gruppen-Angebote!

Prospekt anfordern!

BITTE BERÜCKSICHTIGEN SIE
DIE INSERENTEN UNSERER

SOVD-ZEITUNG!

Brandenburg

Sauerland

Erbacher Straße 8 · 57647 Nistertal/Ww.
Tel. 0 26 61 – 24 24 · Fax 0 26 61 – 4 09 33

info@hotel-rueckert.de · www.hotel-rueckert.de

Westerwald

Österreich

Polen

Österreich, Bad Mitterndorf, Steiermark FeWo
70m2 mit Balkon zum Gebirge 812–3000m/Höhe,
für Winter- + Sommerurlaub, günstig zu vermieten.
Bahnstation, Info 0 54 02/5692

Achtung dies könnte ihre Anzeige sein!
Für nur 62,40 + gesetzlicher MwSt. können
Sie über 4 Zeilen ihr Angebot darstellen! 

Infos unter: 0 47 92/2216

Hessen

Franken
Bei Bamberg Mittl. Berge. eig. Metzg., Angeln,
7 Tage HP ab 169,- 0 95 35/241

Reisetipp
Ammerland, Bad Zwischena., „Rhodoblüte,“
FeWo, 2 Schlafz., Garten 0 44 05/88 92
Dresden: FeWo, 50m2 im grünen, 2DZ, ruhig,
Stadtnähe, 16,- p. Pers. 03 51/2 69 02 32

U. Struckmeyer · Postfach 1266 · D-27723 Worpswede
Tel.: 0 47 92/22 16 · Fax: 35 30 · E-Mail: u.struckmeyer@t-online.de

Anzeigenverwaltung
SoVD

Bad Pyrmont Kurbezirk
Familiär geführte Hotel-Pension, ruhige Lage,
DU, WC, Tel., Kabel-TV, Radio, teilw. Balkon.
Abholung von Ihrer Wohnung auf Anfrage 

Günstige saisonale Angebote.
Auch Appartements · Prospekt anfordern!
Haus Steinmeyer · 0 52 81/9 40 30

Brunnenstr. 19 · 31812 Bad Pyrmont

Polen

Schutz vor Telefonwerbung
Die Bundesschatzmeisterin

Schwarz, Rot, Grau
Altern in Deutschland

„Die Entscheidung war richtig, 
sagt Hans-Jochen Vogel. Diese 
Entscheidung, vor der sich so vie-
le Menschen fürchten, war exakt 
vorausgeplant. Sie fiel bereits vor 
vier Jahren, und im Februar 2006, 
kurz nach Vogels achtzigstem Ge-
burtstag, wurde sie umgesetzt: 
Hans-Jochen und Lieselotte Vogel 
zogen in das Münchner Alten-
wohnstift Augustinum Neufrie-
denheim, in eine 81 Quadratmeter 
große Wohnung im zwölften Stock 
mit weitem Blick.“

Die Menschen werden immer äl-
ter, aber Regeln für ein Altern in 
Würde kennt unsere Gesellschaft 
nicht. Alte Menschen gelten durch 
ihre bloße Existenz als Infragestel-
lung dessen, was heute für normal 
gehalten wird: Leistung, Fitness, 
Produktion und Produktivität. 
Das Alter ist eine verleugnete 
Lebensphase geworden. Sie wird 

schon vorbeugend mit Anti-Aging-
Programmen zugedeckt. Doch eine 
Kultur, die die Lebensphase so sehr 
verlängert hat, wird auch Antwor-
ten finden müssen auf die Fragen, 
die damit einhergehen. 

Was tun mit der Freiheit? Wie 
umgehen mit den Schwächen? Wie 
kann Pflege besser organisiert wer-
den? Und wie kann man lernen, Ab-
schied zu nehmen? 

Mit solchen Fragen setzt sich die-
ses Buch auseinander. Außerdem 
liefert es viele praktische Tipps, wie 
Angehörige bei der Pflege unter-
stützt werden können, und worauf 
man bei der Wahl eines Heims ach-
ten sollte.

Heribert Prantl und Nina v. Harden-
berg: Schwarz, Rot, Grau – Altern in 
Deutschland. Verlag Süddeutsche Zei-
tung, 192 Seiten, gebundene Ausgabe, 
ISBN: 978-3-86615-616-6, 12,90 Euro.

Wir verlosen unter Ausschluss des 

Rechtsweges fünf Exemplare des 
Buches. Bei Interesse schicken 
Sie eine E-Mail an: redaktion@
sovd.de bzw. eine Postkarte an: 
SoVD, Abt. Redaktion, Stichwort 
„Buchtipp-Verlosung“, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsen-
deschluss: 15. April 2008.

Buchtipp

Die Bundesregierung hat angekündigt, Verbraucher mit einem neuen 
Gesetz vor unerwünschter Telefonwerbung besser schützen zu wollen. 
Schon im April des vergangenen Jahres kamen entsprechende Forde-
rungen aus der SPD-Bundestagsfraktion. Bundesjustizministerin Bri-
gitte Zypries (SPD) erklärte,dass unseriöse Firmen nun mit hohen Buß-
geldern rechnen müssten. Die wichtigste Änderung des Gesetzgebers 
könnte jedoch die Einführung eines Widerrufsrechtes sein, das es bisher 
für am Telefon geschlossene Verträge nicht gab. Wer demnächst also 
am Telefon überrumpelt wird, könnte seine Zustimmung zur Liefe-
rung von Zeitungen oder zur Teilnahme an Wett- und Lotteriespielen 
widerrufen.

Bis der Gesetzentwurf jedoch tatsächlich verabschiedet wird, sollte 
jeder von uns schon heute im Alltag einige Grundregeln beherzigen, die 
der Bundesverband der Verbraucherzentralen (VZBV) empfiehlt. 

Wenn Sie mit einem Anruf nicht einverstanden sind, teilen Sie dies 
unmissverständlich mit.
Sagen Sie deutlich, dass Sie keine weiteren Anrufe wünschen.
Wenn Sie Info-Material anfordern, machen Sie klar, dass dies kein 
Vertragsabschluss ist und das anrufende Unternehmen die Kosten 
zu tragen hat.
Geben Sie auf keinen Fall vertrauliche Daten wie beispielsweise Ihre 
Konto-Nummer an unbekannte Anrufer weiter.
Ein Hinweis zum Schluss: Vergessen Sie die Ihnen anerzogene Höf-

lichkeit! Bei einem ungebetenen Telefonverkäufer sind lange Diskussi-
onen fehl am Platz – Ihr Gesprächspartner ist hierfür speziell geschult. 
Legen Sie den Hörer auf. Das ist eindeutig der beste Schutz.




